
SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 2. Oktober 2026
20. Wahlperiode

Unterrichtung 20/379

der Landesregierung

Vorbereitung eines Neunten Staatsvertrags zur Änderung medienrechtlicher 
Staatsverträge - Digitale Medien-Staatsvertrag; hier: Entwurf eines Gesetzes 
zum Neunten Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge - 
Digitale Medien-Staatsvertrag (Regierungsentwurf) 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Abs. 1 und Abs. 3 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein 
in Verbindung mit § 3 Abs. 2 Parlamentsinformationsgesetz (PIG). 

Federführend ist der Ministerpräsident. 

Zuständiger Ausschuss: Innen- und Rechtsausschuss
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A. Problem

Soziale Medien und Künstliche Intelligenz (KI) haben die Bedingungen öffentlicher Kommuni-
kation  grundlegend  verändert.  Dies  birgt  große  Gefahren  für  Meinungsbildung  und  Mei-
nungsvielfalt in Deutschland und Europa. Ziel ist es deshalb, die Medienordnung in Deutsch-
land an die Herausforderungen einer zunehmend digitalen und KI-geprägten Kommunikati-
onswelt anzupassen und den Wandel aktiv zu gestalten. 

Die Länder haben in Deutschland eine Medienordnung geschaffen, die sich insbesondere an 
den Grundsätzen von Unabhängigkeit, Staatsferne und Vielfalt orientiert und dadurch eine 
der vielfältigsten in Europa und weltweit ist. Mit dem Medienstaatsvertrag haben sie bereits 
im Jahr 2020 international Maßstäbe in der Plattform- und Intermediärsregulierung gesetzt. 
Dieser Rechtsrahmen berücksichtigt den gesamten Prozess der Medienproduktion – von der 
Erstellung über die Verbreitung bis zur Aufsicht über die Medien – und hat sich kontinuierlich 
weiterentwickelt.

Die  Regulierung  klassischer  Medien,  insbesondere  des  Rundfunks,  ist  dabei  historisch 
bedingt besonders stark ausgeprägt. Die Dynamik des digitalen Wandels zeigt sich in der 
Medienwelt besonders deutlich und erfordert eine Weiterentwicklung der bestehenden Regu-
lierung: Heute prägen nicht mehr nur Smart-TVs, Sprachassistenten und Suchmaschinen 
den Zugang zu meinungsbildenden Informationen und Medieninhalten.  Vor  allem soziale 
Netzwerke und Systeme der Künstlichen Intelligenz – insbesondere generative KI – bringen 
neue Formen von Inhalten hervor und verändern deren Erstellung und Distributionslogiken. 
Zugleich nimmt der digitale Medienkonsum in der Bevölkerung stetig zu – und damit auch 
seine Bedeutung für die demokratische Meinungsbildung und öffentliche Debatte.

Die Grundprinzipien der Medienregulierung müssen auch im digitalen Raum gelten. Medien 
sind als Fundament für die freie Meinungsbildung und die demokratische Teilhabe unver-
zichtbar. Um eine freie, vielfältige und unabhängige Medienlandschaft in einer sich immer 
weiter digitalisierenden Welt langfristig zu sichern, sind die Länder in der Verantwortung, auf 
allen Ebenen, gemeinsam mit dem Bund und der Europäischen Union, verlässliche Rahmen-
bedingungen zu gewährleisten und den Rechtsrahmen hierzu zukunftsgerecht fortzuentwi-
ckeln. Dazu gehören medienrechtliche und medienwirtschaftliche Strukturen, die Medienviel-
falt fördern sowie Meinungs- und Informationsfreiheit – auch und insbesondere im digitalen 
Raum – sichern.

Die Länder werden die Medienordnung so fortentwickeln, dass demokratische Grundsätze 
wie Unabhängigkeit, Staatsferne und Meinungsvielfalt auch im digitalen Raum tragen. Die 
wesentlichen Eckpunkte des sog. „Digitale Medien-Staatsvertrags (DMStV)“ zielen deshalb 
im Kern darauf ab, die deutsche Medienordnung an soziale Netzwerke, Plattformen, KI und 
andere digitale Vermittlungsformen anzupassen. 

Die Rundfunkkommission hat für den Digitale Medien-Staatsvertrag am 23. Oktober 2025 fol-
gende wesentlichen Themenfelder verabredet:

Erstens: Freie Medien – ob privat oder öffentlich-rechtlich – brauchen verlässliche Finanzie-
rung. Deshalb soll die Refinanzierung journalistischer Angebote verbessert werden, indem 
bestehende Regulierungen – insbesondere im Werbebereich – überprüft werden. Das soll 
Journalismus nachhaltig und unabhängig stärken. Dabei werden die Medienvielfalt und Auf-
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findbarkeit verlässlicher Inhalte gefördert, indem gezielte Mechanismen zur Stärkung journa-
listischer Sorgfaltspflichten und der Sichtbarkeit solcher Inhalte geschafft werden.

Zweitens: Es gilt, Kommunikationsräume besser vor Manipulation zu schützen und die Auf-
sicht wirksam auszugestalten.

Drittens: Die digitalen Medienmärkte haben neue Strukturen, Macht verschiebt sich. Deshalb 
muss das Medienkonzentrationsrecht so reformiert werden, dass auch die neuen Machtzen-
tren im digitalen Raum in den Blick genommen werden.

B. Lösung

Aufgrund der Vielzahl der Themenfelder und der Eilbedürftigkeit der Umsetzung von europäi-
schen Regelungen in deutsches Recht haben die Länder beschlossen, den Digitale Medien-
Staatsvertrag in zwei Staatsverträge aufzuteilen:

Im Neunten Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge – Digitale Medien-
Staatsvertrag, der Gegenstand des vorliegenden Gesetzes ist, liegt der Fokus auf der Durch-
führung von EU-Recht. Parallel dazu führen die Länder die Arbeiten am Digitale Medien-
Staatsvertrag 2 mit Nachdruck weiter.

Die im vorliegenden Gesetz enthaltenen Änderungsvorschläge zeichnen das Europäische 
Medienfreiheitsgesetz  (Verordnung (EU)  2024/1083,  nachfolgend EMFA),  die  Verordnung 
über die Transparenz und das Targeting politischer Werbung (Verordnung (EU) 2024/900, 
nachfolgend  TTPW-VO)  sowie  die  Zuständigkeitsregelungen  nach  der  Verordnung  über 
künstliche Intelligenz (Verordnung (EU) 2024/1689, nachfolgend KI-VO) im Medienstaats-
vertrag vom 14. bis 28. April 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 582), der zuletzt durch Artikel 2 des 
Sechsten Medienänderungsstaatsvertrages vom 14.  bis  26.  März  2025 (GVOBl.  Schl.-H. 
2025/98 vom 28. August 2025 und 2025/174 vom 22. Dezember 2025) und Artikel 1 des 
Siebten  Medienänderungsstaatsvertrages  vom  14.  bis  26.  März  2025  (GVOBl.  Schl.-H. 
2025/99 vom 10. Oktober 2025 und 2025/175 vom 22. Dezember 2025) geändert wurde, 
(nachfolgend MStV) nach. Ergänzend sind eine rechtliche Konturierung des Einsatzes tech-
nischer Mittel durch die Medienaufsicht und ein Aufgreifermessen für die Medienaufsicht ent-
halten.  Letztlich  sind  noch  kleinere  Änderungen  am  ZDF-Staatsvertrag  vom  31.08.1991 
(GVOBl. Schl.-H. S. 596), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Siebten Medienänderungs-
staatsvertrages vom 14. bis 26. März 2025 (GVOBl. Schl.-H. 2025/99), und am Deutschland-
radio-Staatsvertrag vom 17.06.1993 (GVOBl. Schl.-H. S. 532), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Siebten Medienänderungsstaatsvertrages vom 14. bis 26. März 2025 (GVOBl. Schl.-H. 
2025/99), enthalten.

Zu den wesentlichen Änderungen und Bestimmungen im Einzelnen:

a) Umsetzung EMFA

Der EMFA ist eine EU-Verordnung, die seit 7. Mai 2024 gilt und ab August 2025 vollständig 
anzuwenden ist, um Medienfreiheit, Medienvielfalt und Pressefreiheit in der EU zu schützen. 
Deutschland muss den EMFA nicht „umsetzen“, weil er als EU-Verordnung unmittelbar gilt; 
erforderlich sind aber nationale Anpassungen dort, wo der EMFA Spielräume lässt oder nati-
onale Behörden/Verfahren voraussetzt. Praktisch geht es vor allem um Begleitrecht, Zustän-
digkeiten und die Anpassung bestehender medienrechtlicher Regeln.
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Vor diesem Hintergrund ist unter anderem vorgesehen, die Mediendatenbank der KEK über 
Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse in Hörfunk, Fernsehen, Presse und im Internet, als na-
tionale Datenbank im Sinne des Artikel  6 Absatz 2 EMFA anzuerkennen (§ 60 Absatz 8 
MStV-E).

Außerdem wird eine Transparenzpflicht für Hersteller,  Entwickler und Importeure von Ge-
räten und Benutzeroberflächen dergestalt geschaffen, dass diese zur Anzeige der visuellen 
Identität von Anbietern (z. B. Logos) verpflichtet (§ 84 Absatz 9 MStV-E).

Ferner wird mit dem vorliegenden Staatsvertrag eine intendierte Ermessensvorschrift aufge-
nommen, nach welcher die Landesmedienanstalten eine Stellungnahme des europäischen 
Gremiums für Mediendienste einholen sollen, wenn sie Maßnahmen gegen Mediendienste 
von außerhalb der Europäischen Union erwägen.

Ebenso wird ausdrücklich aufgenommen, dass Landesmedienanstalten und Aufsichtsgremien 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im Anwendungsbereich des Artikels 7 Absatz 1 EMFA zu-
ständig sind, sowie die Landesmedienanstalten im Rahmen des Artikels 25 Absatz 3 EMFA.
In § 115 Absatz 1a MStV-E sind außerdem Bußgeldtatbestände für Verstöße gegen den EMFA 
enthalten.

Ausgenommen sind schließlich Anpassungen des Medienkonzentrationsrechts im Lichte von 
Artikel 22 EMFA. Das Medienkonzentrationsrecht ist Teil der weiteren Überlegungen der Län-
der.

b) Umsetzung der TTPW-VO

Die TTPW-VO, in Kraft getreten am 09.04.2024, will politische Werbung im Internet trans-
parent machen und vor Manipulation schützen, damit Bürgerinnen und Bürger erkennen kön-
nen, wer politische Werbung finanziert hat und warum sie diese zu sehen bekommen.

Das notwendige Regelwerk besteht in Deutschland bereits größtenteils. Deshalb enthält der 
vorliegend behandelte Staatsvertrag lediglich eine Klarstellung in § 31k Absatz 1 Satz 3, 4 
MStV-E, dass der Rundfunkdatenschutzbeauftragte als Aufsichtsbehörde im Sinne des Arti-
kels 51 DSGVO zuständige Stelle für die Aufsicht im Sinne von Artikel 22 Absatz 1 Satz 1 
und Artikel 22 Absatz 4 Satz 1 TTPW-VO ist.

c) Umsetzung KI-VO

Die europäische KI-VO, in Kraft getreten am 01.08.2024, schafft einen einheitlichen Rechts-
rahmen für den Einsatz von KI in der Europäischen Union. Ihr Kern ist ein risikobasierter An-
satz: Je höher das Risiko eines KI-Systems für Gesundheit,  Sicherheit  und Grundrechte, 
desto strenger die Pflichten die von zu benennenden Behörden zu beaufsichtigen sind.

Während die Zuständigkeiten zur KI-Aufsicht in Deutschland ganz überwiegend vom Bund 
geregelt  werden,  gibt  es  für  den  Bereich  der  Medien  eine  (staatsferne)  Ausnahme:  Zur 
Durchführung der KI-VO erfolgt eine Zuweisung der Zuständigkeit als Aufsichtsbehörde über 
die Einhaltung dieser Verordnung an die Landesmedienanstalten (§ 111 Absatz 5 MStV-E).

d) KI Tool

Schließlich ist die Schaffung einer Ermächtigungsgrundlage zum Einsatz eines KI-basierten 
Recherchetools vorgesehen. Dadurch soll der Einsatz des durch die Landesmedienanstalten 
eigens entwickelten „KIVI-Tools“ rechtlich abgesichert werden. KIVI ist das KI-basierte Auf-
sichtstool der  Landesmedienanstalten zur automatisierten Suche nach rechtswidrigen Inhal-
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ten im Internet. Der Name setzt sich zusammen aus „KI" und „vigilare" (lateinisch für „wach-
sam sein").

Der Einsatz wird bislang auf die allgemeine Zuständigkeit der Medienanstalten zur Aufsicht 
von Telemediendienstanbietern im Rahmen der Bestimmungen des JMStV gestützt. Durch 
dieses Tool werden anhand einer Stichwort- und Link-basierten Suche Inhalte im öffentlich 
zugänglichen Internet und auf sozialen Plattformen durchsucht und ausgelesen (sog. Scra-
ping-Verfahren). Soweit es verdächtige Inhalte auf einer Webseite erkennt, erweitert es die 
Suche auch auf von dieser Webseite ausgehende Links nach dem Schneeballprinzip (sog. 
Link-Extraction). Dadurch ermöglicht das KIVI-Tool gegenüber einer händischen Recherche 
und Sichtung einen effizienten Einsatz finanzieller und personeller Ressourcen im Hinblick 
auf die Zunahme  potenzieller Rechtsverstöße im Internet.

Die inhaltlichen Bewertungen über die als verdächtig erkannten Inhalte und Webseiten sowie 
Entscheidungen über aufsichtsrechtliche Maßnahmen werden dabei weiterhin von natürli-
chen Personen der Landesmedienanstalten vorgenommen.

Ferner  sind in  diesem Zusammenhang Regelungen zum Schutz  persönlicher  Daten ent-
halten,  insbesondere qualifizierte Verfahrensvorschriften für die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten (§ 109a MStV-E).

Letztlich  sind  noch  Änderungen  am ZDF-  und  Deutschlandradio-Staatsvertrag  enthalten. 
Hierbei handelt es sich um Änderungen im Datenschutzbereich, die bereits für den 7. Medi-
enänderungsstaatsvertrag vorgesehen waren.

Das Gesetz bzw. der Staatsvertrag dient somit der dringenden und überfälligen Anpassung 
der  nationalen  Medienregulierung  an  europäische  Rechtsnormen.  Außerdem werden  die 
Landesmedienanstalten als Aufsichtsbehörde für bestimmte Pflichten nach der Verordnung 
über Künstliche Intelligenz benannt und der Einsatz von KI-Tools durch die Aufsicht im Medi-
enbereich gesetzlich konturiert.

C. Alternativen

Keine, da die Änderungen nur in der vorgesehenen Form die Einstimmigkeit der Regierun-
gen der Länder gefunden haben.

D. Kosten und Verwaltungsaufwand

1. Kosten

Der Neunte Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge – Digitale 
Medien-Staatsvertrag hat keine Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte. Die Auf-
gaben, welche den Landesmedienanstalten zugewiesen werden, werden von diesen 
aus Rundfunkbeitragsmitteln finanziert. Zur Finanzierbarkeit gab es seitens der Lan-
desmedienanstalten keinen Diskussionsbedarf.

2. Verwaltungsaufwand

Es entsteht kein erhöhter Verwaltungsaufwand. Zu einem Verwaltungsmehraufwand 
bei den Landesmedienanstalten gelten die Ausführungen unter Nummer 1.
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3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft

Auswirkungen auf die private Wirtschaft sind nicht zu erwarten.

E. Nachhaltigkeit

Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf „Good Governance und gesellschaftliche Teil-
habe“ und „Globale Verantwortung“.

Das Vorhaben hat keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treibhausgasemissio-
nen.  

F. Länderübergreifende Zusammenarbeit

Mit dem Neunten Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge – Digitale 
Medien-Staatsvertrag wird die medienrechtliche und -politische Zusammenarbeit der Länder 
weiterentwickelt und bestätigt.

G. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung

Die Information des Landtages nach Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schles-
wig-Holstein in Verbindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz (PIG) ist durch die Schrei-
ben  des  Ministers  und  Chefs  der  Staatskanzlei  an  die  Präsidentin  des  Landtages  vom 
24. Juni 2025 (Unterrichtung 20/261) sowie vom 30. Juni 2026 (Unterrichtung 20/360) erfolgt.

H. Federführung

Federführend ist der Ministerpräsident.
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Gesetz zum Neunten Staatsvertrag 
zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge – Digitale Medien-Staatsvertrag

Vom xx. [Monat] 2027

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Zustimmung zum Staatsvertrag 

(1) Dem von den Ländern der Bundesrepublik Deutschland bis zum xx.[Monat].2027 unter-
zeichneten Neunten Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge – Digitale 
Medien-Staatsvertrag wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend als Anlage veröffentlicht. Die Anlage ist Bestandteil 
dieses Gesetzes.

(3) Sollte der Staatsvertrag nach seinem Artikel 4 Absatz 2 Satz 2 gegenstandslos werden, 
wird dies unverzüglich im Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein bekannt ge-
macht.

§ 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel,

Daniel Günther Dirk Schrödter 

Ministerpräsident Minister und Chef

der Staatskanzlei
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Begründung:

1. Allgemeines

Zweck dieses Gesetzes ist es, die Zustimmung des Landtages zum Neunten Staatsvertrag 
zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge – Digitale Medien-Staatsvertrag zu bewirken, 
die nach Artikel 37 Absatz 2 der Landesverfassung notwendig ist.

[Der Staatsvertrag ist in einer eigenen Begründung erläutert, die in allen Ländern einheitlich 
ist. → liegt erst zur Unterzeichnung vor]

2. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu § 1:

§ 1 Absatz 1 bewirkt  die Zustimmung des Landtages zum Staatsvertrag,  der dadurch in 
schleswig-holsteinisches Landesrecht umgesetzt wird.

§ 1 Absatz 3 regelt, dass, sofern der Staatsvertrag nach seinem Artikel 4 Absatz 2 Satz 2 ge-
genstandslos werden sollte, dies unverzüglich im Gesetz- und Verordnungsblatt für Schles-
wig-Holstein bekanntzumachen ist. Dieser Fall würde eintreten, wenn bis zum 31. Juli 2027 
nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei oder der Senatskanzlei der oder des 
Vorsitzenden  der  Konferenz  der  Regierungschefinnen  und  Regierungschefs  der  Länder 
hinterlegt sind.

Zu § 2:

§ 2 bestimmt das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes zum Neunten Staatsvertrag zur 
Änderung medienrechtlicher Staatsverträge – Digitale Medien-Staatsvertrag. Es tritt am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft.
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Anlage

Neunter Staatsvertrag 
zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge – 

Digitale Medien-Staatsvertrag

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen, 

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und 

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:
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Artikel 1
Änderung des Medienstaatsvertrages

Der Medienstaatsvertrag vom 14. bis 28. April 2020, zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Sechsten Medienänderungsstaatsvertrages vom 14. bis 26. März 2025 und Artikel  1 des 
Siebten Medienänderungsstaatsvertrages vom 14. bis 26. März 2025, wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In der Angabe zu § 60 werden die Wörter „im Fernsehen“ gestrichen.

b) In der Angabe zu § 109 werden die Wörter „bei Rechtsverstößen“ gestrichen.

c) Nach der Angabe zu § 109 wird folgende Angabe eingefügt:

„§109a Nutzung technischer Mittel in der Aufsicht“.

d) Der Angabe zu § 111 werden die Wörter „und besondere Zuständigkeiten“ angefügt.

e) Nach der Angabe zu § 113 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 113a Zuständigkeiten im Rahmen der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 
und des Europäischen Medienfreiheitsgesetzes“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „Rundfunk“ die Angabe „, Presse“ eingefügt.

b) In Absatz 2 wird nach den Wörtern „Regelungen für“ die Angabe „Presse,“ und nach 
dem Wort „Rundfunk“ die Wörter „ oder Telemedien“ eingefügt.

c) Absatz 10 wird wie folgt neu gefasst:

„(10) Für Anbieter politischer Werbedienstleistungen im Sinne des Artikels 3 Nr. 6 
und Verantwortliche im Sinne des Artikels 3 Nr. 14 der Verordnung (EU) 2024/900 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2024 über die Transpa-
renz und das Targeting politischer Werbung (ABl. L, 2024/900, 20.3.2024), die zu-
gleich Rundfunkveranstalter oder Anbieter von Telemedien sind, gilt dieser Staats-
vertrag, soweit nicht die Verordnung (EU) 2024/900 Anwendung findet.“

d) Nach Absatz 10 wird folgender Absatz 11 eingefügt:

„Den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages  über  Druckerzeugnisse  unterliegen 
nicht

1. amtliche Druckerzeugnisse, soweit sie ausschließlich amtliche Mitteilungen ent-
halten,

2. Druckerzeugnisse,  die  nur  Zwecken  des  Gewerbes  und  Verkehrs  oder  des 
häuslichen und geselligen Lebens dienen, insbesondere Formulare, Preislisten, 
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Werbedrucksachen, Familienanzeigen, Geschäfts-, Jahres und Verwaltungsbe-
richte und dergleichen sowie

3. Stimmzettel für Wahlen und Abstimmungen.“

e) Der bisherige Absatz 10 wird zu Absatz 12.

3. Dem § 2 Absatz 2 werden folgende Nummern 32 und 33 angefügt:

„32.  Druckerzeugnis

a) alle mittels eines zur Massenherstellung geeigneten Vervielfältigungsverfahrens 
hergestellten und zur Verbreitung bestimmten Texte, auch Texte in verfilmter 
oder elektronisch aufgezeichneter Form, besprochene Tonträger, Notendrucke 
und andere grafische Musikaufzeichnungen, Landkarten, Ortspläne und Atlanten 
sowie bildliche Darstellungen, wenn sie mit einem erläuternden Text verbunden 
sind,

b) vervielfältigte Mitteilungen, mit denen Nachrichtenagenturen, Pressekorrespon-
denzen, Materndienste und ähnliche Unternehmungen die Presse mit Beiträgen 
in Wort, Bild oder ähnlicher Weise versorgen,

c) von presseredaktionellen Hilfsunternehmen gelieferte Mitteilungen ohne Rück-
sicht auf die technische Form, in der sie geliefert sind,

33. periodisches Druckerzeugnis

Zeitungen, Zeitschriften und andere in ständiger, wenn auch unregelmäßiger Folge 
und im Abstand von nicht mehr als sechs Monaten erscheinende Druckerzeugnis-
se.“

4. In § 31l Absatz 1 werden nach Satz 2 die folgenden Sätze eingefügt:

„Er ist zudem zuständige Behörde im Sinne von Artikel 22 Abs. 1 Satz 1 der Verord-
nung (EU) 2024/900 für die Überwachung der Anwendung der Artikel 18 und 19 der Ver-
ordnung (EU) 2024/900 sowie zuständige Behörde im Sinne von Artikel 22 Abs. 4 Satz 1 
der Verordnung (EU) 2024/900 für die Überwachung der Anwendung des Artikels 20 der 
Verordnung (EU)  2024/900 durch  die  in  der  ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten,  das ZDF,  das Deutschlandradio  sowie ihrer  Beteiligungsunterneh-
men. Hierzu stehen ihm im Fall des Satz 3 1. Alt. die Befugnisse des Artikels 58 Abs. 1 
bis 5 der Verordnung (EU) 2016/679 sowie im Fall des Satz 3 2. Alt. die Befugnisse des 
Artikels 22 Abs. 5 der Verordnung (EU) 2024/900 zu.“

5. § 60 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „im Fernsehen“ gestrichen.

b) Folgender Absatz 8 wird angefügt:

„(8)  Die KEK unterhält eine öffentlich zugängliche, regelmäßig aktualisierte Daten-
bank über relevante Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse im Medienbereich. Die 
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Datenbank hat insbesondere Informationen nach Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) 2024/1083 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 
zur Schaffung eines gemeinsamen Rahmens für Mediendienste im Binnenmarkt und 
zur Änderung der Richtlinie 2010/13/EU (Europäisches Medienfreiheitsgesetz) (ABl. 
L v. 17.04.2024, S. 1) auszuweisen.“

6. Dem § 84 wird folgender Absatz 9 angefügt:

„(9) Für Benutzeroberflächen im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1083 wird zusätzlich 
auf Artikel 20 Abs. 2 und 3 der Verordnung verwiesen.“

7. Dem § 94 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Für Anbieter sehr großer Online-Plattformen im Sinne des Artikels 2 Nr. 10 der Ver-
ordnung (EU) 2024/1083 gilt Artikel 18 Abs. 4 der Verordnung ergänzend.“

8. § 109 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „bei Rechtsverstößen“ gestrichen.

b) In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt:

„Zieht die zuständige Landesmedienanstalt Maßnahmen nach Artikel 17 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 2024/1083 in Erwägung, soll sie eine Stellungnahme des Europäi-
schen Gremiums für Mediendienste nach Artikel 17 Abs. 2 der Verordnung einbezie-
hen.“

c) Folgender Absatz 7 wird angefügt:

„(7) Die zuständige Landesmedienanstalt kann von Maßnahmen absehen, wenn nur 
ein geringes öffentliches Interesse für ein Eingreifen besteht.“

9. Nach § 109 wird folgender § 109a eingefügt:

„§ 109a
Nutzung technischer Mittel in der Aufsicht

(1) Die Landesmedienanstalten dürfen zur Ermittlung von Rechtsverstößen im Sinne des 
§ 109 dieses Staatsvertrages sowie des § 20 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
technische Mittel einsetzen, die Text-, Bild-, Audio- und Bewegtbildinhalte aus Rundfunk 
und Telemedien automatisiert auf mögliche Verstöße abgleichen. Satz 1 umfasst auch 
Inhalte in Rundfunk und Telemedien, die Zugangsbeschränkungen unterliegen.

(2) Im Rahmen des automatisierten Abgleichs nach Absatz 1 dürfen die in Text-, Bild-, 
Audio-  und Bewegtbildinhalten enthaltenen personenbezogenen Daten,  einschließlich 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679, verarbeitet werden, sofern und soweit dies erforderlich ist, 
um den Inhalt abschließend bewerten zu können. Ein automatisierter Abgleich anhand 
spezifischer personenbezogener Daten ist nicht zulässig.
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(3) Wird mithilfe eines technischen Mittels ein möglicher Rechtsverstoß im Sinne des Ab-
satzes 1 festgestellt, dürfen mithilfe des technischen Mittels zusätzlich folgende mit dem 
möglicherweise rechtsverletzenden Inhalt in Zusammenhang stehende personenbezo-
gene Daten verarbeitet  werden, sofern diese für Zwecke des Absatzes 4 erforderlich 
sind: Anbieterdaten, einschließlich Informationen nach § 18, Webadresse des Inhalts, 
Datum der Veröffentlichung und Zeitpunkt der Datenerhebung, geographische Zuord-
nung, Links sowie Interaktionen mit dem Inhalt.

(4) Stellt das technische Mittel einen möglichen Rechtsverstoß im Sinne des Absatzes 1 
fest, ist  unverzüglich durch eine natürliche Person zu überprüfen, ob dieser bestätigt 
werden kann; ist dies nicht der Fall, sind die verarbeiteten personenbezogenen Daten 
unverzüglich zu löschen. Eine Löschung nach Satz 1 muss spätestens nach 30 Tagen 
erfolgen, auch wenn bis dahin keine Überprüfung erfolgt ist.

(5) Die an den Verarbeitungsvorgängen besonderer Kategorien personenbezogener Da-
ten Beteiligten sind für die besondere Schutzwürdigkeit dieser Daten zu sensibilisieren. 
Durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass 
nachträglich überprüft werden kann, ob und von wem personenbezogene Daten im Sin-
ne der Absätze 2 und 3 eingegeben, verändert oder entfernt worden sind. Die allgemei-
nen datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere zur Sicherheit personenbezo-
gener Daten, bleiben im Übrigen unberührt.

(6) Besteht nach einer Überprüfung im Sinne des Absatzes 4 der konkrete Verdacht ei-
nes Rechtsverstoßes, dürfen die personenbezogenen Daten zur Durchführung von Auf-
sichtsmaßnahmen  nach  § 109  dieses  Staatsvertrages  und  § 20  des  Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages sowie zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 115 Abs. 1 
dieses Staatsvertrages und § 24 Abs. 1 und 2 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
verarbeitet werden. Liegt der Verdacht einer Straftat,  die im Zusammenhang mit den 
Tatbestandsmerkmalen des § 4  Abs. 1  oder  Abs.  2  Nr.  1  des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages steht, oder einer Straftat nach § 23 des Jugendmedienschutz-Staatsver-
trages vor, dürfen personenbezogene Daten zudem an andere jeweils zuständige Be-
hörden weitergeleitet werden, wenn dies zur Aufklärung und Verfolgung dieser Strafta-
ten erforderlich ist. Eine Verwendung für andere Zwecke ist nicht zulässig. Personenbe-
zogene Daten sind unverzüglich zu löschen, soweit sie zur Durchführung von Aufsichts-
maßnahmen oder Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nicht mehr erforderlich sind, spä-
testens jedoch nach 6 Monaten, sofern bis dahin kein Aufsichtsverfahren anhängig ist.

(7) Technischen Mitteln im Sinne des Absatzes 1 sind geeignete Algorithmen, Modelle 
und Trainingsdaten zugrunde zu legen. Die technischen Mittel sind vor ihrem Einsatz 
und anschließend regelmäßig zu validieren. Ein Training mit anonymisierten Daten ist 
zulässig. Die Verwendung personenbezogener Daten zum Zweck des Trainings techni-
scher Mittel für den Einsatz nach Absatz 1 ist nicht zulässig; Ausnahmen gelten für erfor-
derliche personenbezogene Daten nach Absatz 2 Satz 1 sowie betreffend Personen der 
Zeitgeschichte, sofern der Zweck des Trainings mit pseudonymisierten Daten nicht er-
reicht werden kann oder eine Pseudonymisierung unverhältnismäßig ist. Eine Anonymi-
sierung oder Pseudonymisierung personenbezogener Daten zum Zweck des Trainings 
des technischen Mittels vor ihrer Löschung nach Absatz 4 Satz 1 2. Halbsatz ist zuläs-
sig, sofern die Daten erforderlich sind zur Ermittlung von Rechtsverstößen im Sinne des 
Absatzes 1. Vor dem Einsatz technischer Mittel ist eine Datenschutz-Folgeabschätzung 
im Sinne des Artikels 35 der Verordnung (EU) 2016/679 durchzuführen.
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(8) Einzelheiten zu Art, Zweck und Einsatz technischer Mittel regeln die Landesmedien-
anstalten durch gemeinsame Satzung. Der Einsatz technischer Mittel ist zu dokumentie-
ren; wesentliche Ergebnisse des Einsatzes sind jährlich in einem Bericht zu veröffentli-
chen. Im Rahmen von Aufsichtsmaßnahmen ist dem betroffenen Anbieter gegenüber 
der Einsatz technischer Mittel offenzulegen.

(9) Anbieter von Online-Plattformen im Sinne der Verordnung (EU) 2022/2065 haben auf 
Anforderung der zuständigen Landesmedienanstalt  geeignete Schnittstellen zum Ein-
satz des technischen Mittels nach Absatz 1 zur Verfügung zu stellen, soweit dies tech-
nisch und wirtschaftlich zumutbar ist. Über die Schnittstelle sind ausschließlich Daten im 
Sinne der Absätze 2 und 3 verfügbar zu machen. § 109 Abs. 4 dieses Staatsvertrages 
sowie § 21 Abs. 3 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages gelten entsprechend. Die 
Vorschriften der Richtlinie 2000/31/EG bleiben unberührt.“

10. § 111 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter „und besondere Zuständigkeiten“ angefügt.

b) In Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 gestrichen.

c) Folgende Absätze 4 bis 6 werden angefügt:

„(4) Die jeweils nach § 106 zuständige Landesmedienanstalt ist zuständige Behörde im 
Sinne des Artikels 22 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2024/900 für die Überwachung der 
Anwendung der Artikel 11 und 12 der Verordnung (EU) 2024/900, soweit es sich um An-
bieter  von Telemedien handelt.  Sie  ist  zuständige Behörde im Sinne des Artikels 22 
Abs. 4 der Verordnung (EU) 2024/900 für die Überwachung der Anwendung der Arti-
kel 5, 7 bis 17 und 21 der Verordnung (EU) 2024/900, soweit es sich um Mediendiens-
teanbieter im Sinne des Artikels 2 Nr. 2 der Verordnung (EU) 2024/1083 handelt oder 
Anbieter von Telemedien, die nicht zugleich Anbieter von Vermittlungsdiensten im Sinne 
der Verordnung (EU) 2022/2065 sind.

(5) Die jeweils nach § 106 zuständige Landesmedienanstalt ist Marktüberwachungsbe-
hörde im Sinne des § 2 Abs. 8 des KI-Marktüberwachungs- und Innovationsförderungs-
gesetzes für die Fälle, in denen Mediendiensteanbieter im Sinne des Artikels 2 Nr. 2 der 
Verordnung (EU) 2024/1083 KI-Systeme bei der Veranstaltung, dem Angebot, der Ver-
breitung und der Zugänglichmachung von Mediendiensten zu journalistischen Zwecken 
oder zu Werbezwecken in Verkehr bringen, in Betrieb nehmen oder verwenden.

(6) Die Landesmedienanstalten benennen für die Zusammenarbeit mit der Koordinie-
rungsstelle für digitale Dienste, den weiteren zuständigen Behörden nach dem Digitale-
Dienste-Gesetz,  dem  Politische-Werbung-Transparenz-Gesetz,  dem  KI-Marktüberwa-
chungs- und Innovationsförderungsgesetz, mit der Europäischen Kommission und ande-
ren Behörden im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2022/2065, der Verordnung 
(EU) 2024/900 sowie der Verordnung (EU) 2024/1689 einen gemeinsamen Beauftrag-
ten.

Soweit der öffentlich-rechtliche Rundfunk von Maßnahmen der Behörde nach den Absät-
zen 3 bis 5 betroffen ist, bezieht der nach Satz 1 benannte Beauftragte die jeweils be-
troffene Rundfunkanstalt oder -körperschaft in das Verfahren ein; gleiches gilt für aner-
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kannte Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle, sofern Sachverhalte in deren ge-
setzlich bestimmten Aufgabenbereich fallen.

Maßnahmen gegenüber in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstal-
ten, dem ZDF und dem Deutschlandradio dürfen nur nach Anhörung des jeweils zustän-
digen  Aufsichtsgremiums  und  gegenüber  Anbietern  periodischer  Druckerzeugnisse, 
auch soweit deren Inhalte vollständig oder teilweise in Telemedien mit journalistisch-re-
daktionell gestalteten Angeboten wiedergegeben werden, nur nach Anhörung des Deut-
schen Presserates eingeleitet werden. Im Rahmen der Anhörung ist die Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben.  Die Stellungnahmen nach Satz 4 sind bindend,  soweit  die 
rechtlichen Grenzen des Beurteilungsspielraums nicht überschritten wurden. Die Lan-
desmedienanstalten erlassen hierzu gemeinsame Richtlinien im Einvernehmen mit den 
Aufsichtsgremien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und dem Deutschen Presserat.“

11. Nach § 113 wird folgender § 113a eingefügt:

„§ 113a
Zuständigkeiten im Rahmen der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste und des 

Europäischen Medienfreiheitsgesetzes

(1)  Im  Anwendungsbereich  der  Richtlinie 2010/13/EU  und  der  Verordnung (EU) 
2024/1083 nehmen die Landesmedienanstalten und die Aufsichtsgremien des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks die Aufgaben der zuständigen Behörde nach Artikel 30 Abs. 1 der 
Richtlinie 2010/13/EU sowie nach Artikel 7 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2024/1083 wahr.

(2) Im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2024/1083 nehmen die Landesmedien-
anstalten außerdem die Aufgaben der zuständigen Behörde nach Artikel 25 Abs. 3 der 
Verordnung (EU) 2024/1083 wahr. Gebietskörperschaften mit weniger als 100.000 Ein-
wohnern und öffentliche Stellen, die unmittelbar oder mittelbar von solchen Gebietskör-
perschaften kontrolliert werden, sind nicht verpflichtet, die in Artikel 25 Abs. 2 UAbs. 1 
Buchst. b der Verordnung (EU) 2024/1083 bestimmten Informationen zu veröffentlichen. 
Für Satz 2 maßgebend ist der Bevölkerungsstand nach der am Tag vor Beginn des Be-
richtszeitraums vom jeweiligen Statistischen Landesamt zuletzt veröffentlichten Bevölke-
rungsfortschreibung nach § 5 Abs. 1 des Bevölkerungsstatistikgesetzes.

(3) Die Landesmedienanstalten können von

1.  natürlichen  oder  juristischen  Personen,  auf  die  Kapitel III  der  Verordnung (EU) 
2024/1083 Anwendung findet und

2. jeder anderen natürlichen oder juristischen Person, bei der vernünftigerweise davon 
auszugehen ist, dass sie für die Zwecke ihrer gewerblichen, geschäftlichen oder berufli-
chen Tätigkeit im Besitz von Informationen und Daten sein könnte, die für die Anwen-
dung des Kapitels III der Verordnung (EU) 2024/1083 relevant sein könnten,

fordern, innerhalb einer angemessenen Frist Informationen und Daten bereitzustellen, 
die verhältnismäßig und für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Abs. 1 erforderlich 
sind.“

12. § 115 wird wie folgt geändert:
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a) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 1a und 1b eingefügt:
„(1a) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) 2024/1083 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig:

1. entgegen Art. 18 Abs. 1 eine Funktion nicht oder nicht richtig bereitstellt,

2. entgegen Art. 18 Abs. 2 nicht sicherstellt, dass die dort genannten Informatio-
nen auf leicht zugängliche Weise auf seiner Online-Schnittstelle veröffentlicht wer-
den, 

3. entgegen Art. 18 Abs. 3 nicht den Empfang bestätigt und/oder seine Kontaktda-
ten nicht angibt, 

4. entgegen Art. 18 Abs. 4, nicht die dort genannten Maßnahmen ergreift, 

5. entgegen Art. 18 Abs. 5 nicht die dort genannten Maßnahmen ergreift,

6. entgegen Art. 18 Abs. 6 dem Ersuchen des Mediendiensteanbieters um Dialog 
nicht nachkommt,

7. entgegen  Art. 18  Abs. 8  die  dort  genannten  Informationen  nicht  zugänglich 
macht,

8. entgegen Art. 20 Abs. 2 Geräte oder Benutzeroberflächen nicht mit einer dort 
genannten Funktion bereitstellt,

9. entgegen Art. 20 Abs. 3 nicht die visuelle Identität sicherstellt oder

10. entgegen Art. 24 Abs. 2 nicht die dort genannten Maßnahmen ergreift.

(1b)  Ordnungswidrigkeiten  bei  Verstößen  gegen  die  Verordnung (EU)  2024/900 
richten sich nach § 14 Abs. 1 bis 6 des Politische-Werbung-Transparenz-Gesetzes.“

b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 1.500.000 Euro, im 
Falle des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 mit einer Geldbuße bis zu 150.000 Euro und im 
Falle des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 49 und 50 mit einer Geldbuße bis zu 750.000 Euro 
geahndet werden.“

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Ordnungswidrigkeiten“ die Wörter „so-
wie nach Absatz 1, 1a und 1b“ eingefügt.

d) In Absatz 5 wird die Angabe „Absatz 1“ durch die Wörter „den Absätzen 1, 1a und 
1b“ und die Wörter „sechs Monaten“ durch die Angabe „24 Monaten“ ersetzt.

e) Folgende Absatz 6 wird angefügt:

„(6)  Gegen Behörden und sonstige  öffentliche  Stellen  der  Länder  werden keine 
Geldbußen verhängt.  Öffentliche Stellen  der  Länder  sind  Behörden,  Organe der 
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Rechtspflege und andere öffentlich-rechtlich organisierte Einrichtungen eines Lan-
des, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder sonstiger der Aufsicht des 
Landes unterstehender juristischer Personen des öffentlichen Rechts sowie deren 
Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechtsform.“

Artikel 2
Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der  ZDF-Staatsvertrag,  zuletzt  geändert  durch  Artikel  3  des  Siebten  Medienänderungs-
staatsvertrages vom 14. bis 26. März 2025, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum III. Abschnitt durch folgende Angaben 
ersetzt:

„III. Abschnitt (weggefallen)
§ 16 (weggefallen)
§ 17 (weggefallen)
§ 18 (weggefallen)“.

2. Der III. Abschnitt wird aufgehoben.

Artikel 3
Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Siebten Medienän-
derungsstaatsvertrages vom 14. bis 26. März 2025, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum III. Abschnitt durch folgende Angaben 
ersetzt:

„III. Abschnitt (weggefallen)
§ 16 (weggefallen)
§ 17 (weggefallen)
§ 18 (weggefallen)“.

2. Der III. Abschnitt wird aufgehoben.

Artikel 4
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 geänderten Staatsvertrages sind die dort vorgesehe-
nen Kündigungsvorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. August 2027 in Kraft. Sind bis zum 31. Juli 2027 nicht alle 
Ratifikationsurkunden bei der oder dem Vorsitzenden der Konferenz der Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die oder der Vorsitzende der Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Medienstaatsvertrages in der Fassung, 
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die sich aus Artikel 1 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.
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Landeswappen Schleswig-HolsteinDie eingefügte Grafik zeigt das Landeswappen Schleswig-Holstein.

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG	2. Oktober 2026

20. Wahlperiode	



Unterrichtung 20/379

der Landesregierung



Vorbereitung eines Neunten Staatsvertrags zur Änderung medienrechtlicher Staats­verträge - Digitale Medien-Staatsvertrag; hier: Entwurf eines Gesetzes zum Neunten Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge - Digitale Medien­-Staatsvertrag (Regierungsentwurf) 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hinweis auf Artikel 28 Abs. 1 und Abs. 3 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbindung mit § 3 Abs. 2 Parlamentsinformationsgesetz (PIG). 

Federführend ist der Ministerpräsident. 

Zuständiger Ausschuss: Innen- und Rechtsausschuss





